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5. März 2023 Beziehung zu dritt
Wenn Menschen mehr
als einen Partner lieben
Leben & Kultur — 45

Relaxed reisen
So wird man
Flugangst los
Reisen — 68

Gesunder Ge
Jetzt kommt die
Schoggi ohne Ka
Wirtschaft — 38

Tessin Es bleibt den ganzen Tag durch sonnig,
die Temperaturen sind mild.

15°Alpen Auf den Bergen ist es ganztags meist sonnig mit
Temperaturen knapp über der Nullgrenze.

5°Mittelland Vielerorts Hochnebel, tagsüber zeigt sich
aber teilweise die Sonne.

6°

ANZEIGE

Wer schlecht schläft, steht schlecht auf. Foto: Getty Images

Sorgen bis zumMorgen
Volkskrankheit Jeder zehnte Erwachsene leidet unter

Schlafmangel. Was man dagegen tun kann.
Fokus— 16

Fabienne Riklin

Die Wirtschaft sucht dringend
Fachkräfte, doch im Volk ist die
Teilzeitarbeit so beliebt wie nie.
Neu auch bei Männern. Fast je-
der fünfte arbeitet nur in redu-
ziertem Pensum,wie Zahlen von
dieser Woche zeigen. Der Wert
hat sich seit 1991 mehr als ver-
doppelt. Bei den Frauen sind es
zwar immernoch deutlichmehr,
nämlich jede zweite, doch ihrAn-
teil ist den letzten Jahren nicht
mehr gestiegen. Der Teilzeit-
boom wirkt sich auch auf die
durchschnittlichenArbeitsstun-
den aus. Zurzeit betragen sie pro
erwerbstätige Person undWoche
noch rund 31 Stunden. Stefan
Wolter, Professor für Bildungs-
ökonomie an der Universität
Bern, sagt: «Wir sind also unter
die französische 35-Stunden-

Woche gefallen, diewir so oft be-
lächeln.» Die Tätigkeit reduziert
hätten in den letzten Jahren vor
allem jene, die viel verdienten,
also mehrheitlich Gutgebildete.
«Anders als die Kassiererin kön-
nen sie es sich schlicht leisten»,
sagt Wolter. Der Bildungsöko-
nom sieht durch diese Entwick-
lung die in der Schweiz hochge-
haltene Solidarität in Gefahr.
«Hält der Teilzeittrend bei den
Gutgebildeten an, ist die Bildung
aus gesellschaftlicher Sicht kei-
ne lohnenswerte Investition
mehr.» Arbeiten die gut Ausge-
bildeten nur in kleinen Pensen,
decken ihre Steuern ihre Studi-
enkosten nicht mehr. Er fordert
deshalb eineRückzahlungspflicht
der Studienkosten für jene, die
über das gesamte Erwerbsleben
weniger als 70 Prozent gearbei-
tet haben. Schweiz — 5

Schweizer
arbeiten nur
31 Stunden
proWoche
Teilzeit DerWunsch nachmehr Freizeit

kostet den Staat viel Geld. Studierte sollen
imMinimum 70 Prozent arbeiten,

fordert ein Experte.

Immobilien Ständig ist von Woh-
nungsnot die Rede. Doch der
Wohnraum ist nicht überall
knapp: In gewissen Regionen fin-
den selbst preisgünstige Woh-
nungen keineAbnehmer.Die zur-
zeit billigste ausgeschriebene
VierzimmerwohnungderSchweiz
liegt im Jura und kostet 570 Fran-
ken pro Monat. Schweiz — 2

Die günstigste
Wohnung
der Schweiz

Viele Konversionen entstehen
durch einen Sturz vom Pferd.
Das war bei Saulus so und
bei Erika Bertschinger, um nur
die beiden bekanntesten Sturz-
bekehrungen zu nennen. Beide
fielen von ihrem hohen Ross (es
bedarf offenkundig einer gewissen
Fallhöhe, das Leben ist nun einmal
kein Ponyhof) und wurden als
Paulus und Uriella «wieder-
geboren». Aus der ehemaligen
Fremdsprachensekretärin wurde
das Sprachrohr Gottes – eine Art
spiritueller Google-Translator –
und aus dem heidnisch-römischen
Eiferer ein christlicher-römischer
Eiferer. Beide Fälle zeigen, dass
mit solch einem Pferdesturz (nicht
zu verwechseln mit dem Prager
Fenstersturz!) einerseits zwar
eine 180-Grad-Kehre einhergeht,
gewisse Persönlichkeitsanteile
jedoch intakt bleiben, sodass
manche Fachleute lieber von einer
360-Grad-Wende sprechen
(vgl. auch Heideggers «Kehre»).
Es gibt jedoch auch Konversionen,
die das Ergebnis eines langen,
zweiwöchigen Erkenntnispro-
zesses sind. So wie bei der Zürcher
Politikerin, die hier Isabel Garcia
heissen soll. Sie ist in einen
Shitstorm sogenannter TERFs
(Trans Exclusive Radical Freisinnige)
geraten, die die Ansicht vertreten,
aus einer ehemaligen Grünliberalen
könne niemals eine echte Frei-
sinnige werden. Sie sehen die
Safe Spaces des Freisinns in
Gefahr, wenn man einfach nur
durch Selbstdeklaration freisinnig
werden könne, sogar, wenn man
niemals vom Pferd auf den Kopf
gefallen sei. Christian Wasserfallen
(FDP) hält dieses Argument für
freisinnverachtend. Jeder Mensch
habe das Recht, gemäss seiner
innersten Veranlagung entspre-
chend zu politisieren. Darum
heisse der Freisinn ja Freisinn
und nicht Filz. Peter Schneider

P.S. Garcia a la vida

Glosse

Medien Am Samstag lud «Welt-
woche»-Verleger Roger Köppel
zu einem Vortrag nach Zürich.
Bevor er über den Ukraine-Krieg
sprach, rechnete er mit den
«Mainstreammedien» ab, die
über seinen Rücktritt aus dem
Nationalrat «nur Fake News»
verbreiten und ihn damit «in die
Ecke» drängen würden. Am Tag
davor hatte Köppel seinen Rück-
zug damit begründet, dass die
Weiterentwicklung seines Unter-
nehmens «seine volle Aufmerk-
samkeit» erfordere. Schweiz — 7

Nach Rücktritt:
Köppel fühlt sich in
die Ecke gedrängt

Benzidin Schweizweit liegen an
Dutzenden Standorten Benzidin-
reste vergraben.Besonders in der
Chemiestadt Basel tun sich die
Behörden schwermit der krebs-
erregenden Altlast. Ein über 100
Seiten schwerer Bericht lässt
Zweifel aufkommen, dass der
Kanton Basel-Stadt dieAltlasten
im Boden korrekt untersucht
und saniert hat. Im Fokus des Be-
richts stehen ausgerechnet die
Basler Quartiere Rosental und
Klybeck, die demnächst neu be-
baut werden. Schweiz — 6

Giftstoff-
Sanierungen

werden verschleppt

Nichtweniger als dreimal hat die Finanz-
marktaufsicht (Finma) die Greensill-
Fonds untersucht. Bereits 2019, zu einer
Zeit, als noch der heutige UBS-Spitzen-
manager Iqbal Khan das Geschäft verant-
wortete, stellte sie Fragen zurQualität der
Investitionen. Damals wurde öffentlich,
dass die Fonds Lieferantenkredite auf-
grundvon höchst dubiosenAngaben ver-
gaben. Beispielsweise bekam eine Firma

einen Lieferantenkredit von 15,9 Millio-
nen Dollar, obwohl sie keinen Umsatz
machte. Ein zweites Mal verlangte die
Finma im Jahr 2020 Auskunft über die
Fonds. Beide Untersuchungen konnten
den milliardenschweren Kollaps nicht
verhindern. Nach der dritten Untersu-
chung – sie dauerte zwei Jahre – stellte
die Finma dann einVersagen der CS fest.
Selbstkritik gabs keine. Wirtschaft — 35

Credit Suisse: Die Finma hat alles
gesehen – und nichts gemacht

Bank in der Krise Die Milliardenverluste der Greensill-
Fonds hätten vermieden werden können.
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Fabienne Riklin

Teilzeitarbeit ist beliebt, sehr so-
gar. Und das nicht nur bei den
Frauen, sondern immer mehr
auch bei denMännern.Während
sich der Anteil der Frauen ohne
100-Prozent-Pensum in denver-
gangenen zehn Jahren stabili-
siert hat – sogar leicht zurückge-
gangen ist –, hat er bei denMän-
nern zugenommen. Fast jeder
fünfte Mann arbeitet heute Teil-
zeit, bei den Frauen ist es mehr
als jede zweite,wie dieseWoche
veröffentlichte Zahlen des Bun-
desamts für Statistik zeigen.

Das hat Folgen. Die durch-
schnittlichen Arbeitsstunden
sind im Sinkflug. Aktuell betra-
gen sie 1495 pro erwerbstätige
Person und Jahr. Das entspricht
etwa einer wöchentlichen Ar-
beitszeit von 31 Stunden. Zum
Vergleich: Im Jahr 1990waren es
noch 42 und 1950 sogar 49 Stun-
den proWoche.

Fachkräftemangel nimmt zu
Stefan Wolter, Professor für
Bildungsökonomie an der Uni-
versität Bern, wird kommende
Woche den grossen Schweizer
Bildungsbericht veröffentlichen,
der alle vier Jahre publiziertwird.
Zum Rückgang der gearbeiteten
Wochenstunden sagt er: «Wir
sind also unter die französische
35-Stunden-Woche gefallen, die
wir so oft belächeln.»Die Schweiz

reiht sich knappunterdemeuro-
päischen Durchschnitt im unte-
renViertel derOECD-Länder ein,
zusammen mit Belgien, Island,
Luxemburg und Schweden.
Frankreich folgt kurz danachmit
1402Arbeitsstunden pro Jahr.Mit
1332 Stunden arbeiten die Deut-
schen amwenigsten.

Stefan Wolter ist überzeugt:
Der Rückgang wird sich weiter
akzentuieren. «DieMänner haben
die Teilzeit erst gerade für sich
entdeckt und werden diese wei-
ter anstreben.» Auch weil es ge-
sellschaftlich akzeptiert sei.
«Verbringen die heutigen Neo-
papis nicht mindestens einen
Tag mit den Kindern, gelten sie
als Rabenväter», sagt Wolter.

Ist die angestrebteWork-Life-
Balance aus in dividueller Sicht
durchaus nachvollziehbar, führt
sie jedoch zuverschiedenstenPro-
blemen: Der Fachkräftemangel
verstärkt sich, der Migrations-
druck steigt, es fehlen nicht nur
Steuern, sondern auch Geld in
der AHV. Berechnungen zeigen,
dass ein Arzt, der nach der Aus-
bildung bis zur Pension voll ar-
beitet, etwa 500’000 Franken in
dieAHVeinzahlt, die er selbst gar
nie beziehen wird, sondern an-
deren zugutekommt.Dieses Geld
wird künftig fehlen.

Genau hier ist die Krux: Die
Tätigkeit reduziert haben in den
vergangenen Jahren vor allem
jene, die viel verdienen, und zu

denen gehören mehrheitlich
Gutgebildete. «Anders als die
Kassiererin können sie es sich
schlicht leisten», sagtWolter.Wer
einen hohen Lohn habe, könne
einfacher 60, 70 oder 80 Prozent
arbeiten.Auch deshalb,weilman
dadurch der Steuerprogression
entkomme und am Ende des
Monats nicht vielweniger bleibe
wie bei einer 100-Prozent-An-
stellung. «Insbesondere fürVer-
heiratete besteht wegen der feh-
lenden Individualbesteuerung also
ein Anreiz, dass mindestens ein
Ehepartner sehrwenig arbeitet.»

Wolter sieht durch diese Ent-
wicklungdie in derSchweiz hoch-
gehaltene Solidarität in Gefahr.
«Hält der Teilzeittrend bei den
Gutgebildeten an, ist die Bildung
aus gesellschaftlicher Sicht keine
lohnenswerte Investitionmehr.»
Arbeiten die tertiär Ausgebilde-
ten, also jene, die eine Pädago-
gische Hochschule, Fachhoch-
schule oder eine Universität ab-
geschlossenhaben,nur in kleinen
Pensen, decken ihre Steuern ihre
Studienkosten nicht mehr.

Inkonsequente Linke
Wolter fordert daher eine Rück-
zahlungspflicht für Studien-
kosten. Und zwar falls das Mehr
anSteuerndievonderÖffentlich-
keit getragenen Studienkosten
nichtmehrdecken.DerBildungs-
ökonomhat berechnet, dass über
das gesamte Erwerbsleben ein

70-Prozent-Pensumdiemagische
Grenzewäre,umeine solcheRück-
zahlungspflicht zu umgehen.

Der Fachmann ist sich be-
wusst, dass seine Idee insbeson-
dere in linken Kreisen unpopu-
lär ist. «Einerseits wird immer
beklagt, dass mehr Kinder von
Akademikern ins Gymnasium
gehen als Kinder aus Arbeiter-
kreisen. Doch wenn es darum
geht, dass die top ausgebildeten
Akademikerkinder dann etwas
zurAllgemeinheit beisteuern soll-
ten, nämlich in Form vonArbeit,
dann ist dies auch wieder unge-
recht», sagt Wolter.

Integrationseffekt verpufft
Teilzeitwird seit den 90er-Jahren
propagiert, um insbesondere den
Anteil arbeitender Frauen zu
steigern. Das ist gelungen. Die
Erwerbsquote der Frauen hat
sich erhöht. Fast 80 Prozent der
16- bis 64-Jährigen gehen heute
einer Tätigkeit nach. Bei den
Männern beträgt sie seit Jahren
fast 88 Prozent.Damit nimmt die
Schweiz im europäischen Ver-
gleich einen Spitzenplatz ein.

Doch durch den Teilzeittrend
bei den Männern leistet die
Schweizer Bevölkerung im Ge-
samten nicht mehrArbeitsstun-
den, sondern weniger. Und der
Effekt, der durch die gelungene
Integration der Frauen in die
Arbeitswelt erreicht worden ist,
ist verpufft.

Studierte
müssten

mindestens
70 Prozent
arbeiten

Work-Life-Balance Obwohl ihre Ausbildung
die Allgemeinheit viel Geld gekostet hat,
arbeiten Akademiker oft nur Teilzeit.
Bildungsökonom StefanWolter fordert

für sie einen Mindestbeschäftigungsgrad
oder dann eine Rückzahlungspflicht.

Bürowelt trifft auf Freizeitspass beim Bellevue am Zürichsee: Fast jeder fünfte Mann arbeitet heute Teilzeit – nicht nur des Spasses, sondern auch der Kinder wegen. Foto: Keystone

EswareinKrisentreffen:AmFrei-
tag tauschte sich derVorstandder
Konferenz derkantonalen Sozial-
direktorinnen und -direktoren
(SODK) mit der Chefin des Staats-
sekretariats für Migration (SEM),
Christine SchranerBurgener, aus.
«Die Gespräche verliefen konst-
ruktiv», teilt das SEM auf Anfra-
gemit.Die KantoneundderBund
würden gut zusammenarbeiten,
denn die Verbundaufgabe im
Asylwesen stelle «alle vor grosse
Herausforderungen».

Seit Ausbruch des Ukraine-
Krieges ist die Schweizmit hohen
Flüchtlingszahlen konfrontiert.

In den letzten Tagen sorgten zu-
demFälle aus denKantonenAar-
gau und Zürich für Wirbel, weil
MieterinnenundMieter aus ihren
Wohnungengeworfenwurden,um
Platz für Flüchtlinge zu schaffen.

Viele freie Plätze beim Bund
Das SEM schreibt nun, dass es
die «aktuell angespannte Lage in
einzelnen Kantonen anerkennt».
Schraner Burgener hat am Frei-
tag den Kantonsvertretern nicht
nur Entgegenkommen signali-
siert, sondern auch ein Angebot
unterbreitet: Der Bund ist bereit,
auf Antrag eines Kantons tem-

poräre Zuweisungsstopps vorzu-
nehmen, wie das SEM bestätigt.

Demnach müssen Kantone in
Not vorübergehend keine zusätz-
lichen Flüchtlinge vom Bund
übernehmen.DieAsylsuchenden
bleiben stattdessen länger in den
Strukturen des SEM. So wurde
bereits dem Kanton Genf vorü-
bergehend ein Zulassungsstopp
gewährt, Bern profitierte vor ein
paarMonaten ebenfalls von die-
ser Massnahme. Derzeit gibt es
zwei Kantone, die kaum mehr
über freie Plätze verfügen und
ihre Ampel deshalb auf Rot ge-
stellt haben. Umwelche Kantone

es sich handelt, gibt die SODK
nicht bekannt.

Der Bund verfügt zurzeit über
11’000 Plätze, annähernd zwei
Drittel sind gemäss SEM besetzt.
Allerdings geht die Bundesstelle
davon aus, dass die Asylgesuche
erneut ansteigen werden – und
zwar bald. Dafür brauche es Re-
serven. «Wir können Unterbrin-
gungsplätze nicht erst suchen,
wenn die Menschen vor unseren
Türen stehen», sagt SEM-Spre-
cher Reto Kormann.

Auf eine Nutzung der Bundes-
reserven drängt insbesondere der
Gemeindeverband. «Gemeinden

und Kantone haben ihre Kapazi-
täten ausgeschöpft», sagtVizeprä-
sident Jörg Kündig. Genau für sol-
che Situationen seiendieReserven
da. Er fordert den Bund aber auf,
seineVerantwortungnoch stärker
wahrzunehmen. «Er muss mehr
Plätze schaffen, um die Kantone
und Gemeinden zu entlasten.»

Kündig kritisiert zudem, dass
das Systemmit den Bundesasyl-
zentren für die Bewältigung von
Zuwanderungszahlen wie jetzt
«nicht geeignet ist».Dieses funk-
tioniere nur, solange sich die
Asylgesuche auf tiefem Niveau
bewegten und vergleichsweise

konstant seien. «In Spitzenzei-
ten gibt der Bund die Welle ein-
fach weiter», sagt der FDP-Ge-
meindepräsident vonGossau ZH.

Das SEM ist sich der Proble-
matik bewusst und anerkennt,
«welche grossenAnstrengungen
auch die Kantone und Gemein-
den leisten, um diese ausseror-
dentliche Lage zumeistern».Alle
befänden sich im gleichen Boot.
Es stellt aber auch klar, dass es
«nicht zuständig fürdieUnterbrin-
gung von Asylsuchenden in den
Kantonen und Gemeinden ist».

Adrian Schmid

Flüchtlinge: Kantone können temporäre Zuweisungsstopps beantragen
Migration Der Bund zapft seine Reserven an. Die Gemeinden fordern nochmehr Hilfe.

Sieht die Solidarität in Gefahr:
Stefan Wolter. Foto: BZ




